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Antrags-Nr.: ANT-21/0108-01.0

Federführend: Büro des Oberbürgermeisters

Verfasser: Fraktion CDU, StR Wätzig, StR Protze-Lindner, StR 
Liebscher

Antrag

Datum: 27.05.2021

Betreff
Sicherung der dauernden Leistungsfähigkeit, hier: Einberufung einer 
Sondersitzung des SFA
(StR Gebauer der Verwaltung am 27.05.2021 übergeben)

Beratungsfolge

Ö/N Datum Gremium

 Ö 27.05.2021 Ordnungs-, Kultur- und Bürgerausschuss

Beschlussvorschlag:

Der Oberbürgermeister beruft unverzüglich eine öffentliche Sondersitzung des Strategie- und 
Finanzausschusses (SFA) zur Diskussion der aktuellen Finanzsituation der Großen Kreisstadt Pir-
na im Zusammenhang mit dem Beschluss des Doppelhaushaltes 2021/2022 sowie der Sicherung 
der dauernden Leistungsfähigkeit ein.

Begründung:

Am 17.11.2020 wurde der Beschluss zur „Haushaltssatzung einschließlich Haushaltsplan 
2021/2022 der Großen Kreisstadt Pirna" und am 13.04.2021 zur „Sicherung der dauernden Leis-
tungsfähigkeit" im Stadtrat gefasst.

Da unverständlicherweise der nächste durch die Stadtverwaltung geplante SFA erst wieder am 
06.07.2021 stattfinden soll, fordern wir die unverzügliche Einberufung eines Sonder-Finanzaus-
schusses zu folgenden, wichtigen finanzpolitischen Themen:

1. Wie ist der aktuelle Stand der "Umsetzung des DHH 2021/22", um konkret die Haushalts-
sperren und deren gesamte Auswirkungen z. B. auf Zuschüsse oder sonstige Maßnahmen 
insgesamt zu besprechen?

2. Wie erfolgt aktuell die Auszahlung von Zuschüssen an die Vereine insgesamt und die Ver-
eine, die institutionell (also struktur-erhaltend) gefördert werden?
(Was wurde beantragt, was kann wie ausgezahlt werden, ...?)
(Ziel muss hier sein: die Struktur-Erhaltung der Vereine durch die finanzielle Sicherung von 
Arbeits-, Miet- u. sonstigen Verträgen, damit die Fortführung der Vereinstätigkeit ohne 
größere Probleme möglich ist)
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3. Welche weiteren Einsparmaßnahmen werden durch die Stadtverwaltung ergriffen - z. B. 
Änderung der Zuständigkeit für die "Papierkorb-Entleerung" und damit einhergehend die 
Überprüfung sämtlicher "Outsourcing-Verträge"/i. R. des Vertragsmanagements? Welche 
konkreten Auswirkungen ergeben sich durch diese weiteren Einsparmaßnahmen?

4. Gibt es für die Investitionsmaßnahmen in 2021 und 2022 bereits eine Prioritätenliste aus 
Sicht der Verwaltung?

5. Welchen aktuellen Stand gibt es zu weiteren notwendigen Gesprächen/Verhandlungen mit 
der Rechtsaufsichtsbehörde?

6. Welchen aktuellen Stand gibt es zu einem notwendigen "Kommunalen Rettungsschirm" in 
Richtung Bundes- und Landesebene über das LRA und die kommunalen Spitzenverbände 
(siehe CDU-Antrag "Corona-Schutzschirm für Kommunen 2021" vom 13.04.2021), um ggf. 
noch einmal 5,2 Mio. EUR Corona-bedingten Zuschuss, wie in 2020, zu bekommen?

7. Wie wird aktuell durch die Stadtverwaltung die Einnahme-Situation in der Stadt Pirna in 
Richtung Stichtag 30.06.2021 eingeschätzt/prognostiziert bzw. welche Ergebnisse brachten 
die Gewerbesteuer-Vorauszahlungen im Februar und Mai 2021?

Stellungnahme der Verwaltung vom 2. Juni 2021

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag nicht stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag mit Modifizierungen stattzugeben.

Die Verwaltung gibt folgende Stellungnahme ab.

Begründung:

Der Antrag ist unzulässig.

Das erforderliche Quorum ist mit dem Antrag erreicht, auch wenn nicht alle Unterzeichner des 
Antrages Mitglied des SFA sind. Es fehlt jedoch an der Zuständigkeit des SFA.

Zwar fällt der Themenbereich zu großen Teilen dem Grunde nach in die Zuständigkeit des SFA. 
Eine abschließende und alleinige Zuständigkeit des SFA besteht aber nur innerhalb des in § 8 
Abs. 2 der Hauptsatzung dargestellten Rahmens. Die im Antrag aufgeworfenen Fragen sind 
grundlegender Art und überschreiten diesen Rahmen deutlich. Die Fragestellungen liegen des-
halb in der Zuständigkeit des Stadtrates. 

Im Übrigen wurden fast dieselben Fragen bereits mit ANF-21/0297-20.0 durch die CDU-Fraktion 
eingereicht und bereits von der Verwaltung beantwortet.

https://ssl.ratsinfo-online.net/pirna-ri/vo020.asp?VOLFDNR=9544
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Soweit im Weiteren konkrete Entscheidungen im Stadtrat zu treffen sind, werden sie dem SFA 
im Rahmen seiner Zuständigkeit zur Vorberatung zugewiesen (§ 41 Abs. 4 SächsGemO, § 7 Abs. 
5 Hauptsatzung).

Thomas Gockel-Hentschel
Fachgruppenleiter
Büro des Oberbürgermeisters


